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Mit 64 % haben die SEV-Mitglieder 
bei den Genfer Verkehrsbetrieben 
(TPG) einer Vereinbarung zuge-
stimmt, die weitgehend den Forde-
rungen des SEV entspricht: sofort 
mehr Lohn, rasche Anstellung von 
mehr Personal, Aufstockung der 
Reserve, Kompensationen für Be-
lastungen, Verlängerung des Mora-
toriums zu den Parkplätzen. Die 
TPG verpflichten sich auch zu mit-
telfristigen Massnahmen, vor allem 
zu einer kompletten Überarbeitung 
der Dienstpläne, um die Arbeit ver-
träglicher zu machen. Die Streikan-
kündigung wurde aufgehoben. 

Vom 25. April bis zum 6. Mai konnten 
die Mitglieder der SEV-Sektion TPG 
schriftlich über letzten Vorschläge 

von Direktion und Verwaltungsrat der 
TPG abstimmen. Die Beteiligung war 
gut und das Ja mit 64 % klar. Doch ein 
Drittel der Teilnehmenden lehnte die 
Vereinbarung ab, wohl aus Misstrauen 
gegenüber der Direktion.

«Die Vereinbarung ist das Ergebnis 
monatelanger, intensiver Verhand-
lungen», sagt SEV-Gewerkschafts
sekretärin Aurélie Lelong, die für die 
TPG zuständig ist. «Wir haben nicht 
alles erreicht, aber erstmals hat die 
Direktion das Leiden des Fahrperso-
nals anerkannt und mit uns konkrete 
Lösungen dazu erarbeitet. Kurzfristig 
werden für besondere Belastungen 
Entschädigungen eingeführt. Mittel-
fristig sollen bessere Dienstpläne und 
zusätzliche Mitarbeitende Entlastung 
bringen.» Seit dem Streik im Oktober 
2022 waren Personalforderungen zu 
den Arbeitsbedingungen unerfüllt ge-
blieben. Sie betrafen insbesondere das 

Leiden von Fahrerinnen und Fahrern 
bei der Arbeit, das die Leitung nicht 
zur Kenntnis nehmen wollte. 

Personal soll weniger leiden

Die Mitarbeitenden forderten ins-
besondere eine Verkürzung der Ar-
beitszeiten und der Zeit hinter dem 
Lenkrad (keine Lenkzeiten von mehr 
als vier Stunden) sowie eine Aufsto-
ckung der Reserve, damit Ruhetage 
wirklich bezogen werden können. 
Hinzu kam die Unzufriedenheit über 
unvollständige Teuerungsausgleiche, 
die zu Reallohnverlusten führten. 

Ein neuer Regierungsrat an der 
Spitze des für die TPG zuständigen 
Departementes und die neue Verwal-
tungsratspräsidentin sorgten für 
einen neuen Verhandlungsrahmen. 
«Die TPG-Leitung zeigte sich erst 
unter der Streikdrohung reaktionsfä-
hig», bedauert Aurélie Lelong. Die 

Streikankündigung vom 31. Januar 
musste mehrmals ausgesetzt und re-
aktiviert werden. Und es brauchte vie-
le Verhandlungsrunden, davon meh-
rere als «letzte Chance» nach Reakti- 
vierungen der Streikankündigung, 
sowie mehrere Konsultationen der 
SEV-Basis, bis die Unternehmenslei-
tung die Dringlichkeit der Personal-
forderungen anerkannte und zu Lö-
sungen Hand bot, die der Vorstand der 
SEV-TPG-Sektion als «vorzeigbar» 
gutheissen konnte. 

Ehrgeiziger Rekrutierungsplan 

Am Treffen der «letzten Chance» 
vom 16. April unter dem Druck eines 
SEV-Ultimatums bis zum 24. April 
machte die Direktion feste Zusagen 
bezüglich der Forderungen und einer 
schnellen Umsetzung und verlangte 
auch nicht mehr eine Gegenleistung. 
Sie garantierte 30 Stellen in der Reser-
ve per 1. Juli 2024 mit einer Lockerung 
der Bewerbungskriterien, lancierte 
einen ehrgeizigen Plan zur Anstellung 
von 200 Fahrer:innen bis Ende 2024 
und kündigte eine vollständige Über-
arbeitung der Dienstpläne bis spätes-
tens Ende 2025 an. Zudem schlug sie 
vor, die in der Zwischenzeit fortdau-
ernden besonderen Belastungen im 
Fahrdienst durch ein Kompensations-
system zu anerkennen und honorie-
ren. Die Idee schien interessant, muss-
te aber noch konkretisiert werden, 
bevor ihr wirklicher Wert beurteilt 
werden konnte. 

«Zähler» für Belastungen

Zwei Tage später wurden die Haupt-
kriterien für schwere Arbeit festge-
legt: Lenkzeit von mehr als 4 Stunden 
15 Minuten, Zuweisung von Arbeits-
zeiten ausserhalb der bevorzugten 
Zeit, zu kurze effektive Wendezeiten, 
zu lange Dienstschichten usw. Und es 
wurden Regeln erarbeitet, wie die Be-
lastungen gezählt und kompensiert 
werden sollen: mit garantierten freien 
Tagen oder, falls gewünscht, mit Geld. 
Dieses Belastungsausgleichssystem ist 
als Sofortlösung gedacht, bis die ho-
hen Belastungen des Fahrpersonals 
verschwunden sind.

Das Kompensationssystem soll ge-
mäss der Vereinbarung, welche die SEV- 
Basis gutgeheissen hat, nach ihrer 

Unterzeichnung sofort in Kraft tre-
ten. Ebenfalls sofort wirksam werden 
sollen eine Lohnerhöhung von 1,2 % 
und die Direktanstellung neuer Mitar-
beiter:innen in der vertraglichen Funk- 
tionsklasse bzw. eine entsprechende 
Höhereinreihung bisheriger Ange-
stellter. Dazu kommen noch Massnah-
men für Auszubildende und ihre Aus-
bilder:innen sowie die Möglichkeit, ab 
59 Jahren den Beschäftigungsgrad 
(und Lohn) um 10 % zu reduzieren, 
während bei der Pensionskasse der 
bisherige Lohn versichert bleibt dank 
Einschüssen der TPG.

Die Vereinbarung umfasst auch 
spezifische Massnahmen für das Fahr-
personal: Entlastung durch vier Ablö-
ser:innen pro Woche mobil auf dem 
Netz in Spitzenzeiten, keine Lenkzei-
ten über 4 ½ Stunden ab 19. August 
2024, vollständige Überarbeitung der 
Dienstpläne mit Zustimmung des Per-
sonals, um vor allem Lenkzeiten über 
vier Stunden abzuschaffen, und spä-
testens ab Dezember 2025 fünf ver-
kürzte Zeitfenster für die «voltigeurs»: 
d. h. die dienstjüngsten Fahrer:innen, 
die an gewissen Tagen solche Fenster 
statt fester Dienste zugeteilt erhalten.

Pausenräume und Toiletten

Gearbeitet wird auch an den Pau-
senräumen (Eröffnung neuer oder Er-
weiterung bestehender Räume) und 
Toiletten (neu tagsüber am «Jardin 
botanique», fünf Endstationen haben 
noch keine). Dazu kommt die Verlän-
gerung des Moratoriums bezüglich 
Parkplatzgebühren um ein Jahr sowie 
der erwähnte Rekrutierungsplan.

«Wir werden natürlich darüber wa-
chen, dass die Leitung die eingegange-
nen Verpflichtungen einhält. Und wir 
danken unseren Kolleginnen und Kol-
legen, die sich während der ganzen 
Verhandlungen mobilisiert und ihre 
Meinung klar zum Ausdruck gebracht 
haben. Dank ihrer Entschlossenheit 
haben wir Massnahmen erreicht, die 
die Belastung der Fahrer:innen redu-
zieren und den Beruf attraktiver ma-
chen. Das Unternehmen hat verstan-
den, dass das zu seinem Vorteil ist, 
weil es nur so das nötige Personal rek-
rutieren kann, das es für die Mobilität 
der Zukunft braucht», sagt Aurélie 
Lelong.

KEIN STREIK BEI DEN TPG

Hohe Belastung des 
Personals anerkannt

Mit der Vereinbarung anerkennen die TPG die hohe Belastung des Personals und wollen sie reduzieren und kompensieren. 
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Markus Fischer.   Die Swiss hat im ersten 
Quartal 2024 3,7 Mio. Personen befördert, 
fast 17 % mehr als im ersten Quartal 2023, bei 
14,5 % mehr Flügen. Sie bot 11,6 % mehr Sitz-
kilometer an und verkaufte davon 11,3 % 
mehr. Die operativen Erträge stiegen um 8,1 % 
auf 1,2 Mia. Fr., doch das operative Ergebnis 
sank um 48 Mio. auf 30,7 Mio. Fr. Als Gründe 
nannte Swiss den Frachtgeschäftrückgang, 
tiefere Durchschnittserlöse (weil viele Air-
lines ihre Kapazität erhöhten) sowie höhere 
Kosten etwa beim Treibstoff und im Personal-
bereich «als Folge der neu verhandelten GAV 
für die Mitarbeitenden im Cockpit und in der 
Kabine», wie die Swiss schreibt.

«Nach dem Spitzenergebnis 2023 ist das 
vorliegende Quartalsergebnis der Swiss nach 
wie vor hervorragend» sagt Philipp Hadorn, 
der als Gewerkschaftssekretär die Abteilung 
Luftverkehr im SEV – SEV-GATA – leitet und 
präsidiert. «Nach den gescheiterten Lohn-
verhandlungen für das Jahr 2024 gilt es im 
kommenden Herbst ein faires und nachhalti-
ges Resultat für die Löhne ab 2025 zu errei-
chen. Nur so wird die Swiss die aktuelle Be-
legschaft behalten und im Jahr 2024 wie 
geplant 1600 zusätzliche Mitarbeitende er-
folgreich rekrutieren können.» 

SWISS

Gewinn über 
Vor-Corona 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund.   Die 
unteren und mittleren Reallöhne stagnieren, 
die Last der Krankenkassen-Prämien wird un-
tragbar. Die Einkommens- und Abgabenpoli-
tik in der Schweiz geht klar in die falsche Rich-
tung. Leidtragende sind diejenigen mit un- 
teren und mittleren Einkommen. Profiteure 
sind die Topverdiener:innen und Gutsituier-
ten. Die obersten Löhne sind stark gestiegen. 
Die Firmen schütten mehr Dividenden aus. 
Und die Kantone senken die Steuern für hohe 
Einkommen und Vermögen. Das zeigt der Ver-
teilungsbericht, den der SGB am 29. April den 
Medien vorstellte. Es braucht eine Wende in der 
Lohn- und Einkommenspolitik, damit alle, die 
Tag für Tag hart für ihr Geld arbeiten müssen, 
finanziell gut über die Runden kommen.

Bei den unteren und mittleren Reallöhnen 
droht ein «verlorenes Jahrzehnt»: Real sind sie 
heute nicht wesentlich höher als im Jahr 2016. 
Hauptgrund ist, dass viele Arbeitgeber ihren 
Kunden zwar höhere Preise verrechneten, 
aber nicht bereit waren, ihrem Personal den 
Teuerungsausgleich zu gewähren. Die Kader 
und Topverdienernden hingegen (oberstes 
Prozent der Löhne) haben heute 3000 Fran-
ken pro Monat zusätzlich. Erstmals haben in 
der Schweiz über 4000 Personen ein Jahres-
gehalt von einer Million Franken und mehr. 
«Von der Individualisierung der Lohnpolitik 
über Bonuszahlungen in den Firmen profitie-

ren Kader und Topmanager überproportio-
nal», hält SGB-Chefökonom Daniel Lampart, 
fest. «Damit auch die Arbeitnehmenden mit 
normalen Löhnen etwas vom Wohlstand ha-
ben, den sie erwirtschaften, braucht es wieder 
mehr allgemeine Lohnerhöhungen.»

Ungerechte Abgabenpolitik korrigieren

Auch die Steuer- und Abgabenpolitik spiel-
te den Gutsituierten in die Hände. Die Kantone 
haben wieder damit begonnen, die Einkom-
mens- und Vermögenssteuern zu senken. Wei-
tere Steuersenkungen sind geplant. Auf der 
anderen Seite wiegt die Krankenkassen-Prä-
mienlast für die unteren und mittleren Ein-
kommen immer schwerer – auch weil die Kan-
tone die Prämienverbilligungen nur schwach 
erhöhen. Eine vierköpfige Familie zahlt heute 
mehr als 1000 Franken pro Monat für die 
Krankenkasse, auch wenn sie ein Hausarzt- 
oder HMO-Modell gewählt hat. «Statt die un-
gerechte Verteilung der Einkommen zu korri-
gieren, verstärkt die aktuelle Abgabenpolitik 
die Ungleichheiten, vor allem weil die unge-
rechten Kopfprämien ungebremst steigen», 
sagt SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard. 

Normal- und Geringverdienende haben 
deshalb heute nach Abzug der Steuern und 
Wohnkosten weniger Geld zum Leben als im 
Jahr 2016. Die Topverdiener-Haushalte hin-
gegen stehen finanziell besser da. Ihre Brutto-

einkommen stiegen. Und weil die Schweiz das 
Gesundheitswesen als einziges Land in Euro-
pa über eine Kopfsteuer finanziert, müssen sie 
sich weniger an der Entwicklung der Gesund-
heitskosten beteiligen als anderswo.

Entlastung bei den Krankenkassenprä-
mien und markant höhere Löhne nötig

In der Abgabenpolitik müssen die Kopf-
steuern bei den Krankenkassenprämien 
gesenkt werden – über höhere Prämienver-
billigungen, wie es die Prämien-Entlastungs- 
Initiative vorsieht: Niemand soll mehr als 10 % 
des Einkommens für die Prämien ausgeben 
müssen. Die geplanten Senkungen der Ein-
kommens- und Vermögenssteuern hingegen 
gehen in die falsche Richtung, denn sie stellen 
jene noch besser, die es nicht nötig haben.

Die Reallöhne der Normal- und Wenigver-
dienenden müssen markant steigen. Wer eine 
Lehre gemacht hat, soll mindestens 5000 Fran-
ken pro Monat verdienen, und generell müssen 
die Löhne mindestens 4500 Franken betragen. 
Diese Lohnerhöhungen sind betriebswirtschaft- 
lich möglich, denn die Erträge und Margen der 
Firmen sind gut. «Um die Lohnlücke zu schlies-
sen, braucht es in diesem Lohnherbst substan-
zielle Lohnerhöhungen, vor allem bei den un-
teren und mittleren Löhnen und bei den so- 
genannten Frauenberufen mit zu tiefen Löh-
nen», sagt SGB-Vizepräsidentin Vania Alleva. 

SGB-VERTEILUNGSBERICHT 2024

Nur Topverdienende erhielten mehr Lohn


